
Anlage 4: Auszüge aus dem Jugendgerichts- und dem Gerichtsverfassungsgesetz 

 

Auszug aus dem Jugendgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Dezember 
1974 (BGBl. I S. 3427), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 
3295) geändert worden ist 

 

§ 35 Jugendschöffen 

(1) Die Schöffen der Jugendgerichte (Jugendschöffen) werden auf Vorschlag des Jugendhilfeausschus-
ses für die Dauer von fünf Geschäftsjahren von dem in § 40 des Gerichtsverfassungsgesetzes vorgese-
henen Ausschuß gewählt. Dieser soll eine gleiche Anzahl von Männern und Frauen wählen. 

(2) Der Jugendhilfeausschuß soll ebensoviele Männer wie Frauen und muss mindestens die doppelte 
Anzahl von Personen vorschlagen, die als Jugendschöffen und -hilfsschöffen benötigt werden. Die 
Vorgeschlagenen sollen erzieherisch befähigt und in der Jugenderziehung erfahren sein. 

(3) Die Vorschlagsliste des Jugendhilfeausschusses gilt als Vorschlagsliste im Sinne des § 36 des Ge-
richtsverfassungsgesetzes. Für die Aufnahme in die Liste ist die Zustimmung von zwei Dritteln der an-
wesenden stimmberechtigten Mitglieder, mindestens jedoch der Hälfte aller stimmberechtigten Mit-
glieder des Jugendhilfeausschusses erforderlich. Die Vorschlagsliste ist im Jugendamt eine Woche 
lang zu jedermanns Einsicht aufzulegen. Der Zeitpunkt der Auflegung ist vorher öffentlich bekanntzu-
machen. 

(4) Bei der Entscheidung über Einsprüche gegen die Vorschlagsliste des Jugendhilfeausschusses und 
bei der Wahl der Jugendschöffen und -hilfsschöffen führt der Jugendrichter den Vorsitz in dem Schöf-
fenwahlausschuß. 

(5) Die Jugendschöffen werden in besondere für Männer und Frauen getrennt zu führende Schöffen-
listen aufgenommen. 

(6) Die Wahl der Jugendschöffen erfolgt gleichzeitig mit der Wahl der Schöffen für die Schöffenge-
richte und die Strafkammern. 

 

Auszug aus dem Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 
(BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 10 Absatz 6 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I 
S. 3618) geändert worden ist 

 

§ 36  

(1) Die Gemeinde stellt in jedem fünften Jahr eine Vorschlagsliste für Schöffen auf. Für die Aufnahme 
in die Liste ist die Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Gemeindevertre-
tung, mindestens jedoch der Hälfte der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Gemeindevertretung er-
forderlich. Die jeweiligen Regelungen zur Beschlussfassung der Gemeindevertretung bleiben unbe-
rührt. 

(2) Die Vorschlagsliste soll alle Gruppen der Bevölkerung nach Geschlecht, Alter, Beruf und sozialer 
Stellung angemessen berücksichtigen. Sie muß Geburtsnamen, Familiennamen, Vornamen, Tag und 
Ort der Geburt, Wohnanschrift und Beruf der vorgeschlagenen Personen enthalten. 



(3) Die Vorschlagsliste ist in der Gemeinde eine Woche lang zu jedermanns Einsicht aufzulegen. Der 
Zeitpunkt der Auflegung ist vorher öffentlich bekanntzumachen. 

(4) In die Vorschlagslisten des Bezirks des Amtsgerichts sind mindestens doppelt so viele Personen 
aufzunehmen, wie als erforderliche Zahl von Haupt- und Hilfsschöffen nach § 43 bestimmt sind. Die 
Verteilung auf die Gemeinden des Bezirks erfolgt durch den Präsidenten des Landgerichts (Präsiden-
ten des Amtsgerichts) in Anlehnung an die Einwohnerzahl der Gemeinden. 

 

§ 40  

(1) Bei dem Amtsgericht tritt jedes fünfte Jahr ein Ausschuß zusammen. 

(2) Der Ausschuß besteht aus dem Richter beim Amtsgericht als Vorsitzenden und einem von der 
Landesregierung zu bestimmenden Verwaltungsbeamten sowie sieben Vertrauenspersonen als Bei-
sitzern. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Zuständigkeit für die 
Bestimmung des Verwaltungsbeamten abweichend von Satz 1 zu regeln. Sie können diese Ermächti-
gung durch Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden übertragen. 

(3) Die Vertrauenspersonen werden aus den Einwohnern des Amtsgerichtsbezirks von der Vertretung 
des ihm entsprechenden unteren Verwaltungsbezirks mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwe-
senden Mitglieder, mindestens jedoch mit der Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl gewählt. Die 
jeweiligen Regelungen zur Beschlussfassung dieser Vertretung bleiben unberührt. Umfaßt der Amts-
gerichtsbezirk mehrere Verwaltungsbezirke oder Teile mehrerer Verwaltungsbezirke, so bestimmt 
die zuständige oberste Landesbehörde die Zahl der Vertrauenspersonen, die von den Vertretungen 
dieser Verwaltungsbezirke zu wählen sind. 

(4) Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn wenigstens der Vorsitzende, der Verwaltungsbeamte und 
drei Vertrauenspersonen anwesend sind. 

 


